
9 Anpassungsgesetz 188

32. Abschnitt XI des Gesetzes vom 20. Juni 1962 über das Veterinärwesen (GBl. I
S. 55) erhält folgende Fassung:

„ABSCHNITT XI 
Straf- und Ordnungsstrafbestimmungen

§30

(1) Wer vorsätzlich veterinärgesetzliche Bestimmungen oder Weisungen 
veterinärmedizinischer Fachorgane zur Verhütung und Bekämpfung von 
Tierseuchen und besonderen Gefahren für did Tierbestände oder der Schlacht­
tier- und Fleischuntersuchung verletzt und dadurch fahrlässig eine Gemein­
gefahr herbeiführt, wird von einem gesellschaftlichen Gericht zur Verantwor­
tung gezogen oder mit öffentlichem Tadel, Geldstrafe, Verurteilung auf Bewäh­
rung oder mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren bestraft, soweit nicht, ins­
besondere bei geringer Schuld, die materielle Verantwortlichkeit zur Erziehung 
des Täters ausreicht.

(2) Wer durch die Tat vorsätzlich eine Gemeingefahr oder fahrlässig 
erhebliche Folgen verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 
oder mit Verurteilung auf Bewährung bestraft.

(3) Der Versuch ist strafbar.
§ 30a

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig
a) die schriftlichen Weisungen der Leiter der veterinärmedizinischen Fach­

organe und der von ihnen besonders beauftragten Tierärzte entsprechend
§ 13 Abs. 2 nicht befolgt

b) die Verpflichtung des § 14, die Tiere vor vorsätzlichen oder fahrlässigen 
/ Schädigungen aller Art zu schützen, nicht einhält

c) die Verpflichtungen des § 15 nicht einhält
kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 300 M belegt werden.

(2) Ist eine vorsätzliche Handlung nach Abs. 1 aus Vorteilsstreben oder 
ähnlichen, die gesellschaftlichen Interessen mißachtenden Beweggründen 
oder wiederholt innerhalb von zwei Jahren begangen und mit Ordnungsstrafe 
geahndet worden oder ist ein größerer Schaden verursacht worden oder hätte 
er verursacht werden können, kann eine Ordnungsstrafe bis zu 1000 M aus­
gesprochen werden.

(3) Wird eine Handlung nach Abs. 1 vorsätzlich durch einen Tierarzt 
begangen, kann ihm neben der Ordnungsstrafe die Approbation entzogen 
werden.

(4) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt den Leitern 
der zuständigen veterinärmedizinischen Fachorgane.

(5) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens und den Ausspruch 
von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das Gesetz vom 12. Januar 1968 zur 
Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten — OWG — (GBl. I S. 101).“


